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46 Wirtschaftsnachrichten

Macaus Außenhandelsüberschuss stieg 

nach neuesten Angaben des Statistik­

amts von Macau (Statistics and Census 

Services) im vergangenen Jahr stark 

an. Mit 2,3 Mrd. MPtc (287,5 Mio. 

US$) war er 78,4% höher als 1999. 

Das Exportvolumen betrug 20,4 Mrd. 

MPtc (2,55 Mrd. US$), das Import­

volumen 18,1 Mrd. MPtc (2,26 Mrd. 

US$), was einer Zunahme um 15,9% 

bzw. 11% im Vergleich zum Jahr davor 

entspricht. Hauptausfuhrgüter blieben 

Textilien und Kleidung; sie machten 

82,5% aller Exportwaren aus. Die meis­

ten Exporte gingen mit 48,3% in die 

USA und mit 28,4% in die EU. Ex­

porte in die VR China und die SVR 

Hongkong erreichten 16,7%. Importe 

stammten meist aus dem asiatisch­

pazifischen Raum; die VR China und 

die SVR Hongkong waren mit 56,2% 

die Hauptlieferländer. Waren aus den 

USA und der EU machten 14,1% aus. 

(XNA, 10.2.01)

Im Jahr 2000 wurden insgesamt 716 

neue Firmen in der SVR Macau ge­

gründet, eine Zunahme um 63,1% im 

Vergleich zu 1999. Neueste Zahlen des 

Statistikamts zeigen, dass dabei ein 

Kapitalvolumen von 217 Mio. MPtc 

(27 Mio. US$) involviert ist. Im letz­

ten Jahr wurden 111 Firmen mit einem 

Kapitalvolumen von 26,57 Mio. MPtc 

(3,3 Mio. US$) geschlossen. (XNA, 

17.2.01)

In Macau entsteht eine der größten 

Film- und TV-Produktionsstätten Asi­

ens. Am 21. Februar fand die Eröff­

nungszeremonie für East Asia Satel- 

lite (EAST) TV City statt. EAST TV 

City wird von der eSun Holdings Limit­

ed, einer Medien- und Unterhaltungs­

gesellschaft, die chinesische Zuschauer 

in aller Welt als Zielgruppe hat, auf ei­

ner Fläche von 150.000 qm in Macaus 

Cotai City gebaut. Die Kosten für die 

Anlage, die auf dem neuesten Stand 

der Technik ist und u.a. neun Studios 

umfasst, werden auf 300 Mio. HKS (ca. 

40 Mio. US$) veranschlagt. Mit dem 

Bau wird im 2. Quartal dieses Jahres 

begonnen. Wenn EAST TV City ih­

ren Betrieb aufgenommen hat, werden 

jährlich 5.000 Stunden Programm pro­

duziert werden können. Touristen sol­

len mit Einblicken in die Studioarbeit, 

Restaurants und Geschäften angelockt 

werden. „EAST TV City stellt eine 

strategische Schlüsselinvesitition in un­

serer Mission dar, der Haupthersteller 

und -Verteiler von Markeninhalten chi­

nesischer Sprache zu sein“, so ein Vor­

standsmitglied der Gesellschaft. (XNA, 

22.2.01) -ljk-
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47 Glaubwürdigkeitsdebakel

der Regierung: Baustopp für

4. AKW aufgehoben

Nach weiterem erfolglosem Taktieren 

knickte die Regierung Mitte Februar 

in einer Frage ein, an der ein wesent­

liches Stück ihrer politischen Identi­

tät hing: Sie gab ihre strikte Anti­

atomkraftpolitik auf und ordnete den 

Weiterbau des vierten Atomkraftwerks 

(AKW) an. Damit beugte sie sich der 

übermächtigen Opposition im Parla­

ment, verspielte aber gleichzeitig ihre 

Glaubwürdigkeit bei ihren Wählern.

Seit vielen Jahren verficht die Demo­

kratische Fortschrittspartei DPP eine 

entschiedene Anti-AKW-Position. Im 

Präsidentschaftswahlkampf des letzten 

Jahres mobilisierte Chen Shui-bian da­

mit seine Anhängerschaft und ver­

sprach, das vierte AKW nicht zu 

Ende bauen zu lassen. Nach seinem 

überraschenden Wahlerfolg versuchte 

er einen gewagten politischen Spa­

gat: Einerseits sollte seine als über­

parteilich gedachte Minderheitsregie­

rung die Opposition einbinden, an­

dererseits wollte er sein Wahlverspre­

chen halten, obwohl die im Parla­

ment, dem Legislativ-Yuan, tonange­

bende Nationale Volkspartei KMT den 

Bau des vierten AKW beschlossen hat­

te und weiterhin für notwendig hält. 

Anfang Oktober erklärte Ministerprä­

sident Tang Fei (KMT) unter ande­

rem deswegen seinen Rücktritt, weil er 

die sich abzeichnende Entscheidung für 

einen Baustopp nicht mittragen wollte. 

Als sein Amtsnachfolger Chang Chun- 

hsiung (DPP) dann Ende Oktober die 

Einstellung der Bauarbeiten anordne­

te, löste er damit eine in Taiwan nie 

da gewesene Verfassungskrise aus, die 

die taiwanische Politik über Mona­

te lähmte. Nach einem höchstrichterli­

chen Rechtsgutachten, das Verfahrens­

fehler rügte, forderte das Parlament 

Ende Januar explizit die sofortige Wie­

deraufnahme der Bauarbeiten. (Vgl. 

C.a., 2000/10, Ü 43, 2000/11, Ü 46 und 

2001/1, Ü 49)

Der Parlamentsbeschluss kam der Re­

gierung in einem Punkt überraschend 

entgegen: Er nennt als Fernziel zukünf­

tiger Energiepolitik ein atomkraftfrei­

es Taiwan. Damit war ein psycholo­

gisch wichtiges Signal für eine Wieder­

aufnahme der Gespräche zwischen Re­

gierung und Parlamentsopposition ge­

setzt. Tatsächlich wurde eine sehr weit­

gehende Annäherung der Standpunk­

te erzielt, die auf einen Weiterbau des 

AKW im Verein mit der Formulierung 

eines Energieentwicklungsgesetzes zur 

Klärung der langfristigen Perspektiven 

sowie auf einen Terminplan zur vorzei­

tigen Stilllegung der älteren drei Kern­

kraftwerke hinauslief, dann allerdings 

versuchte Premier Chang erneut, den 

geforderten Weiterbau auf unbestimm­

te Zeit zu verzögern, indem er die 

Beschlussfassung über das Energiege­

setz zur Voraussetzung für den Weiter­

bau erklärte. Das Parlament blieb hart, 

schließlich knickte Chang ein und gab 

am 14. Februar bekannt, die Bauarbei­

ten sofort wieder aufnehmen zu lassen. 

Damit ist das Patt zwischen Regie­

rung und Opposition einstweilen be­

seitigt, aber die politische Malaise, die 

sich die Regierung in völliger Verken­

nung der Machtverhältnisse selbst ein­

gebrockt hat, keineswegs vorüber. Fol­

gende Fragen bleiben offen:

1. Welche Unterstützung genießt die 

Regierung noch in der Bevölkerung? 

Führende Repräsentanten der DPP, al­

len voran der frühere Parteivorsitzen­

de Lin Yi-hsiung (Lin Yixiong) zeigten 

sich schockiert über den Weiterbaube­

schluss. Scharfe Kritik kam von Anti- 

AKW-Aktivisten aus der Bevölkerung 

sowie von den Anrainern des zukünf­

tigen AKW. Der Glaubwürdigkeitsver­

lust, den sich die Regierung Chang so­

wie der sie unterstützende Präsident 

mit der Rücknahme des Baustopps in 

ihrer Anhängerschaft eingehandelt ha­

ben, ist immens, auch wenn Premier 

und Präsident das in der Parlamentsre­

solution enthaltene Fernziel des AKW- 

freien Taiwan als Erfolg ihrer Politik 

gewertet sehen möchten. Ob es mehr 

wert ist als das Papier, auf dem es 

steht, wird sich erst noch erweisen müs­

sen.

2. Wie steht es mit Handlungs­

und Kompromissfähigkeit von Premier
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Chang und seiner Regierung? Weder 

Chang noch Wirtschaftsminister Lin 

Chong-pin (Lin Zongbin) erkannten für 

sich eine Notwendigkeit zum Rücktritt. 

Nun taktiert Chang weiter: Um doch 

noch irgendwie das letzte Worte zu be­

halten, möchte er zur Atomenergiepoli­

tik ein Referendum durchführen lassen 

und hat die Verabschiedung eines Re­

ferendumsgesetzes zur ersten Priorität 

auf seiner Agenda erklärt - eine erneu­

te, unsinnige Provokation der Opposi­

tion, die ein solches Gesetz natürlich 

verhindern wird. Ersatzweise könnte, 

so gab er dem Parlament bekannt, 

bei den nächsten Parlamentswahlen im 

Dezember eine unverbindliche Wähler­

befragung erfolgen - aber mit welchem 

Zweck? Im Parlament wird ihn kaum 

nach einer ernst nehmen wollen, die 

DPP-Abgeordneten eingeschlossen.

3. Was wird aus dem vierten AKW 

und aus dem taiwanischen Investi­

tionsklima? Der Weiterbau des AKW 

ist momentan beschlossen, aber der 

staatliche Energieversorger Taipower 

als Bauherr rechnet so bald nicht mit 

einer Wiederaufnahme der Arbeiten. 

Keine der inländischen Vertragsfirmen 

muss sich rechtlich mehr gebunden füh­

len, die Arbeiten fortzusetzen. Ta Tung 

Construction als eine der wichtigsten 

Baufirmen hat angekündigt, sich zu­

rückziehen zu wollen. Sehr ernst ge­

meint ist das vermutlich nicht, denn 

wenig später signalisierte Ta Tung wie­

der Verhandlungsbereitschaft, solange 

allerdings noch ein Plebiszit oder ein 

erneuter Baustopp auf Beschluss des 

Ende der Jahres neukonstituierten Le­

gislative drohen, ist die Zukunft des 

Großprojektes nach wie vor ungewiss. 

Die Labilität der wirtschaftspolitischen 

Situation überträgt sich aufs Investi­

tionsklima. Kritiker sahen in der Bau­

stoppentscheidung vom letzten Okto­

ber einen wichtigen Grund für die Ak­

tienbaisse. Ob zu recht, sei dahinge­

stellt, fest steht jedenfalls, dass die 

Art, wie die Regierung das AKW- 

Problem weiterhin behandelt, heimi­

sche wie ausländische Investoren nicht 

eben ermuntern wird. Dieser Negativ­

effekt wiegt umso schwerer, als die Ten­

denz zur Verlagerung von Produktions­

betrieben auf das chinesische Festland 

ohnehin immer mehr wächst und die 

Arbeitslosigkeit mit 3,35 Prozent im 

Januar einen 15-Jahres-Rekord erreich­

te - mit weiter steigender Tendenz.

4. Wer kommt für die zusätzlichen 

Kosten auf? Schon Mitte letzten Jah­

res war klar, dass die zum Bau des 

4. AKW ursprünglich veranschlagten 

170 Mrd. NT$ (5,65 Mrd. Euro) nicht 

ausreichen würden, sondern weitere 38 

Mrd. NT$ aufzubringen wären. Durch 

den Baustopp waren bis Ende Janu­

ar Kosten von weiteren 700 Mio. NT$ 

(23,25 Mio. Euro) entstanden, ein Be­

trag, der sich nach Taipower-Schät- 

zung bis zur tatsächlichen Wiederauf­

nahme der Arbeiten noch einmal ver­

doppeln dürfte. Kompensationszahlun­

gen an die Vertragsfirmen für die Zeit 

der Stilllegung sind darin noch nicht 

enthalten. Derzeit ist offen, wie diese 

zusätzlichen Kosten finanziert werden 

sollen. Der mit dem Anspruch volksna­

her Politik angetretene Präsident wird 

es jedenfalls nicht leicht haben, Ausga­

ben von mindestens 1,4 Mrd NT$ ge­

genüber den Wählern zu rechtfertigen, 

wenn diese Kosten bei einer realisti­

schen Einschätzung der Machtverhält­

nisse gänzlich hätten vermieden wer­

den können. Ministerpräsident Chang 

scheint auch bei der Nachbewilligung 

der Kosten darauf zu setzen, dass die 

neue Legislative Ende des Jahres den 

Weiterbau des AKW verhindern kön­

ne, indem sie ihre Zustimmung verwei­

gert. Damit würde allerdings die Kos­

tenrechnung, die der Entscheidung für 

den Baustopp im Oktober zu Grunde 

gelegt wurde, vollends hinfällig. Dies 

gilt umso mehr, als Taipower bei der 

Fertigstellung des AKW inzwischen 

mit einer Verzögerung von einem Jahr 

rechnet, wovon voraussichtlich ein hal­

bes Jahr auf das Konto des unnützen 

Baustopps geht.

Während schon Präsident Chen Shui- 

bian viel von seinem Glanz verloren 

hat, hat sich der von ihm ernann­

te Chang Chun-hsiung als gewaltiger 

Missgriff erwiesen. Auch nach dem De­

bakel mit dem Baustopp schätzt er 

die Machtverhältnisse weiterhin falsch 

ein, taktiert kurzsichtig und macht 

sich im Parlament unnütz Feinde. Gin­

ge es nach ihm und verabschiedete 

das Parlament ein Plebiszitgesetz, das 

einen Volksentscheid über die Atom­

energie erlauben würde, würde der 

Streit damit noch stärker in die Be­

völkerung getragen als bisher. Zudem 

sind Plebiszite zur Lösung der Streit­

fragen, die zwischen Minderheitsregie­

rung und Parlament entstehen, nicht 

das geeignete Mittel. Die nötige Dis­

kussion über eine Verfassungsreform, 

die Präsidentschafts- und Parlaments­

wahlen zusammenführen müsste, fin­

det bislang nicht statt. Auch den stark 

emotionalisierten Streit um die Ener­

gieversorgung hätte die Regierung zu 

entschärfen, statt ihn weiter anzu­

heizen. Das vorgeschlagene Energie­

entwicklungsgesetz böte hierzu einen 

geeigneten Anlass, doch auf Changs 

Agenda, was dringende Gesetzesinitia­

tiven angeht, fand es sich nicht berück­

sichtigt. Die Chancen des mit so viel 

Vorschusslorbeeren angetretenen Prä­

sidenten Chen und seiner Regierung, 

bei den Parlamentswahlen im Dezem­

ber eine Mehrheit der Bevölkerung hin­

ter sich zu bringen, dürften gegen Null 

tendieren, zumindest wenn Chang, wie 

angekündigt, im Amt bleibt. Dann al­

lerdings könnte sich das lähmende Ge­

geneinander von Regierung und Oppo­

sition auch im nächsten Jahr fortset­

zen.

Indem sie ihre politische Glaubwürdig­

keit verspielen, erweisen Präsident und 

Premier letztlich auch der Anti-AKW- 

Bewegung einen Bärendienst. Tatsäch­

lich gibt es in Taiwan gute Gründe für 

einen Ausstieg aus der zivilen Atom­

kraftnutzung. Allen voran ist das un­

gelöste Problem der Entsorgung radio­

aktiver Abfälle zu nennen. Zweitens ist 

die Erdbebensicherheit der Atomkraft­

anlagen mindestens zweifelhaft; dies 

gilt auch für das neue AKW. Zudem 

wiesen Experten darauf hin, dass die 

immensen Geldmittel, die in das vierte 

AKW fließen, effizienter zur Förderung 

von Energiesparmaßnahmen einzusetz­

ten wären. (TH, 1., 2., 5.-9., 12.-16., 

19.-21., 26.2.01; TT, 1.-7., 13.-15., 17., 

19.-21.2.01; SCMP, 3., 6., 7., 14.2.01; 

FT, 14.2.01; NfA, 15.2.01) -hws-

48 Ölunfall am Kenting-Natio- 

nalpark: weiterer Vertrau­

ensschaden für die Regierung

Bis Anfang Februar traten aus einem 

an Taiwans Südspitze auf Grund ge­

laufenen Frachter über 1.000 t Treib­

stoff aus und beschädigten das sensi­

ble Ökosystem des Kenting-National- 

parks. Erst mit über dreiwöchiger Ver­

spätung begannen staatliche Anstren­

gungen, die Verschmutzung zu beseiti­

gen und deren Auswirkung einzudäm­

men. Im Kreuzfeuer der Kritik steht 

Taiwans Umweltbehörde.
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Mit seiner Prognose hat sich das DG- 

BAS den pessimistischen Erwartungen 

anderer Stellen angenähert. Das allge­

meine Wirtschaftsklima wird als un­

günstig eingestuft. Bei der Arbeits­

losenquote werden neue Rekordwerte 

erwartet, auch wenn der Anteil der 

Stellungsuchenden im internationalen 

Vergleich mit unter 4% nach wie vor 

niedrig ist. Gleichzeitig zieht allerdings 

auch die Inflation an; sie erreichte 

im Januar mit 2,36% ein 26-Monats- 

Hoch. (TH, 6.2.01) Gleichwohl senk­

te die Zentralbank die Leitzinsen An­

fang Februar um 25 Basispunkte. (TH, 

2.2.01)

Die erwähnten Infrastrukturausgaben 

sind Teil eines größeren Maßnahmen­

bündels, für das die jüngst arg gebeu­

telte Regierung einiges Lob einheim­

sen konnte. Geplant sind unter ande­

rem der Bau einer dritten Nord-Süd- 

Hochspannungsleitung zur Stärkung 

der Energieversorgungssicherheit, die 

Liberalisierung des Arbeitsmarktes mit 

dem Ziel, die Einstellung ausländi­

schen Fachpersonals zu erleichtern, 

eine Liberalisierung des Immobilien­

markts, um ausländische Investitionen 

zu ermöglichen, und eine Dezentrali­

sierung der Flächennutzungsplanung. 

(FT, 1.2.01; NfA, 19.2.01; TH, 20.2.01) 

-hws-




